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Die Kleine Anfrage beantworte ich namens der Bundesregie- 
rung wie folgt: 


I. Allgemeines 

Die Errichtung eines Europäischen Patentamts ist in dem in 
Vorbereitung befindlichen Übereinkommen über ein europäi- 
sches Patenterteilungsverfahren vorgesehen. Die Verhandlun- 
gen über dieses Übereinkommen, die mit Unterbrechungen seit 
1959 geführt werden, stehen vor dem Abschluß. Die den Ent- 
wurf des Übereinkommens vorbereitende Regierungskonferenz 
will am 30. Juni dieses Jahres ihre Arbeiten beenden. Zur Zeit 
nehmen an den Verhandlungen 20 europäische Staaten (die 
6 EWG-Staaten, die 4 Beitrittskandidaten Dänemark, Groß- 
britannien, Irland und Norwegen, außerdem Griechenland, 
Jugoslawien, Liechtenstein, Monaco, Österreich, Portugal, 
Schweden, Schweiz, Spanien, Türkei) teil. 

Erfinder und Industrie in Europa messen dem Übereinkommen 
erhebliche wirtschaftliche Bedeutung bei. Das Übereinkommen 
wird außerdem eine ganz wesentliche Integrationswirkung für 
den Gemeinsamen Markt haben und darüber hinaus ein ver- 
bindendes Element zu den übrigen beteiligten europäischen 
Staaten sein. Das Europäische Patentamt wird das führende 
europäische Zentrum des Patentwesens werden. 

Das Europäische Patentamt wird bei Abschluß der Aufbauphase 
etwa 1700, später voraussichtlich etwa 2000 Bedienstete aus den 
20 Staaten beschäftigen. 
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Mit der Eröffnung dieses Amts wird sich die Zahl der nationa- 
len Patentanmeldungen wesentlich vermindern. Auf längere 
Sicht wird das Europäische Patentamt schrittweise die nationa- 
len Patentämter ablösen. Darauf müssen sich sowohl das 
Deutsche Patentamt mit rund 2600 Beschäftigten als auch das 
Bundespatentgericht mit rund 350 Richtern und sonstigen Be- 
schäftigten einstellen. 

Die Bundesregierung hat sich aufgrund eines Kabinettsbe- 
schlusses aus dem Jahre 1963 sowie eines weiteren Kabinetts- 
beschlusses aus dem Jahre 1970 um den Sitz des Europäischen 
Patentamts für München beworben. Sie steht damit im Wett- 
streit mit den Niederlanden (Den Haag) und mit Luxemburg. 
Nach unbestrittener Auffassung der internationalen Fachwelt 
ist notwendige Voraussetzung für den Aufbau des Europäischen 
Patentamts, daß sich dieses Amt an ein bereits bestehendes 
ausgebautes nationales Prüfungspatentamt anlehnen kann: das 
Europäische Patentamt ist für lange Zeit auf die technischen Ein- 
richtungen eines solchen nationalen Prüfungspatentamts an- 
gewiesen. Um diese letztlich entscheidende Voraussetzung er- 
füllen zu können, ist von Anfang an für die Errichtung des 
Europäischen Patentamts in München das Gelände unmittelbar 
neben dem Deutschen Patentamt vorgesehen worden. 

Der Freistaat Bayern und die Stadt München haben seit 1963 
die deutsche Bewerbung um den Sitz des Europäischen Patent- 
amts nicht nur gebilligt, sondern wegen der erheblichen wirt- 
schaftlichen Bedeutung, die dem Europäischen Patentamt als 
technologischem Zentrum in Europa zukommen wird, lebhaft 
begrüßt und nachdrücklich unterstützt. Sie haben insbesondere 
das für das Dienstgebäude benötigte Gelände - abgesehen von 
dem Reservegelände an der Baaderstraße - unentgeltlich zur 
Verfügung gestellt. 

Auf dem für das Europäische Patentamt vorgesehenen Gelände 
standen bis vor kurzem noch ein Gefängnis und in Restgebäu- 
den einer ehemaligen Kavalleriekaserne eine Autoreparatur- 
werkstatt. Diese Gebäude sind bereits im Jahre 1970 zur Vor- 
bereitung des Baues des Europäischen Patentamts abgerissen 
worden. Zur Abrundung des Geländes werden für die erste 
Aufbauphase noch 11 Grundstücke an der Erhardtstraße, ein 
bebautes und ein unbebautes Grundstück an der Baaderstraße 
und für eine nicht vor 1985 zu erwartende Erweiterung weitere 
11 Grundstücke benötigt, wie unten zu Frage 2 b näher ausge- 
führt wird. 

Bund, Freistaat Bayern und München haben die Vorplanung für 
den Bau des Europäischen Patentamts, für die Unterbringung 
seines Personals und für die schulische Betreung der Kinder 
der Amtsangehörigen in den vergangenen zwei Jahren voran- 
getrieben. Der Bund hat einen zweistufigen Architektenwett- 
bewerb für das Dienstgebäude ausgeschrieben, der im Mai 1971 
abgeschlossen wurde. Der gegenwärtigen Planung liegt der mit 
dem 1. Preis ausgezeichnete Entwurf zugrunde. Bei der Vor- 
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Bereitung des Wettbewerbs ist die Stadt München maßgeblich 
beteiligt gewesen; die ihr notwendig erscheinenden städtebau- 
lichen Forderungen sind dabei berücksichtigt worden. 


II. Stellungnahme zu den Einzelfragen 


1. Trifft es zu, daß Anträge zahlreicher Münchner Bürgeriniliativen, 
zahlreiche Vertreter von Parteien und ein Großteil der Münch- 
ner Presse sich immer wieder dafür einsetzen, daß das Euro- 
päische Patentamt nicht in München und schon gar nicht im 
Museumsviertel (mitten in einer völlig überforderten Stadt] 
erstellt wird? 


Die Absicht der Bundesregierung, bei einem Erfolg ihrer Be- 
werbung um den Sitz des Europäischen Patentamts für München 
diese Behörde unmittelbar auf einem Gelände neben dem 
Deutschen Patentamt zu errichten, ist seit rund 8 Jahren der 
Bevölkerung durch wiederholte Pressemitteilungen, insbeson- 
dere auch anläßlich des Abschlusses des Architektenwettbe- 
werbs im Mai 1971, bekannt. 

Die Forderung, daß das Europäische Patentamt überhaupt nicht 
in München errichtet werden solle, wurde erst in letzter Zeit 
und nur vereinzelt erhoben. Zum ersten Mal geschah dies durch 
einen Antrag der Ausschußgemeinschaft im Münchner Stadtrat 
(FDP/Münchner Block) vom 14. Juli 1971. Neuerdings sind auch 
andere Stimmen gegen München als Standort des Europäischen 
Patentamts laut geworden. 

Bedenken nur gegen den vorgesehenen Standort Erhardtstraße 
innerhalb Münchens sind in größerer Zahl erst seit dem 13. Ja- 
nuar 1972 erhoben worden. Sie wurden durch einen Stadtrats- 
beschluß vom 8. Dezember 1971 ausgelöst, in dem der obenge- 
nannte Antrag der Ausschußgemeinschaft im Münchner Stadt- 
rat zurückgewiesen, mit großer Mehrheit und allen Stimmen 
der CSU-Fraktion der Standort Erhardtstraße bestätigt sowie 
ein weiterer Antrag als Alternativstandorte Neu-Perlach und 
Freiham zu prüfen, ebenfalls mit großer Mehrheit, darunter mit 
allen Stimmen der CSU-Fraktion, abgelehnt wurden. 

Demgegenüber haben sich in der öffentlichen Auseinanderset- 
zung der letzten Wochen in München maßgebliche Stimmen 
für den Standort Erhardtstraße ausgesprochen, so die Indu- 
strie- und Fiandelskammer, der Deutsche Gewerkschaftsbund, 
die Deutsche Angestellten-Gewerkschaft, der Deutsche Beam- 
tenbund und der Unterbezirksvorstand der Münchner SPD. 


2. Hat die Bundesregierung erwogen, daß die Erstellung dieser 
Mammutbehörde zur Folge hätte, daß 

a) ein weiterer Zuzug von zunächst mindestens 6000 Personen 
(Angestellte samt Familien) die Verkehrs- und umweltpoli- 
tische Situation Münchens zusätzlich belastet; 
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b) eine Demontage von 24 Wohnblocks notwendig wäre, in 
denen mindestens 800 Personen wohnen; 

c) die Erstellung einer breiten Autobahn längs der Isaranlagen 
unter Zerstörung von Grünanlagen, Baumbestand und Bauten 

notwendig wird? 

Zu a) 

Das Europäische Patentamt wird am Ende der Aufbauzeit etwa 
1700 Personen beschäftigen und damit nur etwa halb so groß 
sein wie die zur Zeit bestehenden Bundespatentbehörden 
(Deutsches Patentamt und Bundespatentgericht). Später kann 
der Personalbestand auf etwa 2000 Personen anwachsen. Unter 
diesen Umständen dürfte von einer „Mammutbehörde" nicht 
gesprochen werden können, zumal da ein nicht unerheblicher 
Teil des Personals des Europäischen Patentamts, der sich zur 
Zeit noch nicht in Prozenten angeben läßt, aus dem Deutschen 
Patentamt übernommen werden wird, also nicht erst nach Mün- 
chen neu zuziehen muß. Im Ergebnis dürfte die Bevölkerung 
Münchens durch die Errichtung des Europäischen Patentamts 
nur unwesentlich anwachsen, weil der Personalbestand des 
Deutschen Patentamts, wenn auch mit zeitlicher Verzögerung, 
in demselben Maße abnehmen wie der des Europäischen Pa- 
tentamts zunehmen wird. Im übrigen ist nach Auskunft der 
Stadt München der durch das Europäische Patentamt bedingte 
Zuzug im Stadtentwicklungsplan und im Flächennutzungsplan 
einschließlich der zu erwartenden Verkehrsbelastung bereits 
berücksichtigt. 

Zu b) 

Es trifft nicht zu, daß der Abbruch von 24 „Wohnblocks" not- 
wendig ist. Für die Errichtung des Europäischen Patentamts ist 
zunächst der Abbruch von 11 einzelnen Häusern an der Er- 
hardtstraße mit einer Gesamtbewohnerzahl von 263 Personen, 
darunter 55 Ausländern, und des Hauses Baaderstraße Nr. 15 
erforderlich. 

Nur für den Fall einer späteren Erweiterung des Europäischen 
Patentamts, die lediglich vorsorglich eingeplant ist und mit der 
nicht vor 1985 gerechnet zu werden braucht, müssen möglicher- 
weise weitere 11 einzelne Häuser an der Baaderstraße mit einer 
Bewohnerzahl von 518 Personen weichen. Der Wohnwert der 
betroffenen Wohnhäuser ist unterschiedlich; die Masse stammt 
aus dem letzten Jahrhundert und ist nach Auskunft der Stadt 
München stark sanierungsbedürftig. Die Hofbebauung der 
Häuser an der Baaderstraße müßte nach dieser Auskunft im 
Zuge der Sanierung ohnehin beseitigt werden. Der Großteil 
des Dienstgebäudes wird auf einem Gelände eines 1970 abge- 
rissenen Gefängnisses und einer Autoreparaturwerkstatt er- 
richtet, das seit dem 25. Mai 1955 mit einem Erbbaurecht zu- 
gunsten des Bundes für die Erweiterung des Deutschen Patent- 
amts belastet ist, somit niemals für Wohnungszwecke benutzt 
oder bestimmt war. 

Die Tatsache, daß diese Grundstücke möglicherweise für den 
Bau des Europäischen Patentamts benötigt werden, ist in Mün- 


4 



Drucksadle VI/3163 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


eben durch Presseberichte seit mindestens 8 Jahren bekannt. 
Die Stadt München ist bereit, die Betroffenen an anderer Stelle 
der Stadt angemessen unterzubringen. 

Zu c) 

Nach Auskunft der Stadt München spielen die als Folge der Er- 
richtung des Europäischen Patentamts an der Isar notwendig 
werdenden Einstellplätze für die Fortschreibung des Gesamt- 
verkehrsplans keine Rolle, weil diese Einstellplätze bei jeder 
anderen baulichen Nutzung des Grundstücks mindestens in 
gleicher Zahl anfallen würden. Darüber hinaus kann erwartet 
werden, daß durch die günstige Anbindung des Gebäudes des 
Europäischen Patentamts an die U- und S-Bahn die Bediensteten 
dieses Amts aus eigenem Interesse überwiegend öffentliche 
Verkehrsmittel benutzen werden. 


3. Gedenkt die Bundesregierung, trotz des Widerstandes von Be- 
völkerung, Presse und zahlreicher Vertreter der Parteien und 
trotz der modernen Erkenntnisse der Raumordnungs- und Um- 
weltpolitik auf der Durchführung dieses Projekts speziell in 
München zu bestehen? 


Die Bundesregierung wird an der Durchführung dieses Projekts 
in München solange festhalten, wie die Bayerische Staatsregie- 
rung und die Stadt München ihre bisher gegebenen Zusagen 
einhalten. 

Die deutsche Bewerbung um den Sitz ist im übrigen den 19 
Regierungen der unter I genannten europäischen Staaten noch 
im November/Dezember 1971 in konkreter Form unter beson- 
derem Hinweis auf die Lage des Grundstücks an der Erhardt- 
straße übermittelt worden. Eine Änderung dieses Angebots 
würde das Vertrauen auf Zusagen der Bundesregierung, der 
Bayerischen Staatsregierung und der Stadt München internatio- 
nal erheblich beeinträchtigen. 

Der Vorschlag, sowohl das Deutsche Patentamt als auch das 
Europäische Patentamt am Stadtrand von München oder in 
einer anderen Stadt zu errichten, ist nicht zu verwirklichen. Das 
Deutsche Patentamt ist in einem erst 13 Jahre alten, diesem 
Zweck angepaßten Neubau untergebracht, der nur nach umfang- 
reichen Umbauten für einen anderen Zweck als den einer Patent- 
behörde verwendet werden könnte. Die aus keinem sonstigen 
sachlichen Anlaß vorgeschlagene Neuerrichtung des Amts an 
einer anderen Stelle würde erhebliche Kosten in einer Größen- 
ordnung von möglicherweise mehreren hundert Millionen DM 
verursachen, die jedenfalls aus dem Bundeshaushalt nicht zur 
Verfügung gestellt werden können. 

Bei einer Verlegung des Deutschen Patentamts in eine andere 
Stadt wären zudem erhebliche Kosten für die Umsiedlung der 
Angehörigen des Amts und des Bundespatentgerichts aufzu- 
bringen. Für die große Zahl dieser Angehörigen der Bundes- 
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Patentbehörden würde eine solche Verlegung eine nicht zu ver- 
tretende Härte bedeuten und darüber hinaus einen ordnungs- 
gemäßen Dienstbetrieb beider Behörden für längere Zeit in 
Frage stellen. 

Der Vorschlag, das Deutsche und das Europäische Patentamt an 
einem anderen Standort zu errichten, scheitert schließlich auch 
daran, daß der Neubau für beide Ämter und der Umzug des 
Deutschen Patentamts bis zu dem für die Eröffnung des Euro- 
päischen Patentamts vorgesehenen Termin (1976) nicht zu ver- 
wirklichen sind. 


4. Hat der Bundesminister der Justiz erwogen, daß die von ihm 
vertretenen Mietet schutzgesetze im schärfsten Widerspruch 
stehen zu den wohnungs- und umweltpolitisch verhängnisvollen 
Folgen der Standortwahl des Europäischen Patentamtes im 
Museumsviertel Münchens, der unter allen Städten der Bundes- 
republik Deutschland am meisten überlasteten Stadt? 

Zwischen den Mieterschutzgesetzen und der Errichtung des 
Sitzes des Europäischen Patentamts in München an dem vor- 
gesehenen Standort besteht kein Zusammenhang und daher 
auch kein Widerspruch. Das neue Mietrecht ist selbstverständ- 
lich auch auf die Einwohner von München anwendbar, die von 
der Errichtung des Europäischen Patentamts in München be- 
troffen werden. 


5. Hat der Bundesminister der Justiz auch erwogen, daß nach den 
bereits angelaufenen Demontagen der Stadtviertel Lehel, Max- 
vorstadt und Haidhausen die zusätzliche Demontage und Um- 
funktionierung des Museumsviertels und der Isaranlagen einen 
Widerstand insbesondere in der Bevölkerung, aber auch in der 
Presse und den politischen Parteien auslösen kann, dessen 
Formen geradezu den sozialen Frieden in München gefährden 
würden? 


Bei der Ausschreibung für den Architektenwettbewerb und bei 
der Auswahl des preisgekrönten Entwurfs wurde entscheiden- 
der Wert darauf gelegt, daß der städtebauliche Charakter dieses 
Stadtteils erhalten bleibt. Vor allem wurde dem Gesichtspunkt 
Rechnung getragen, daß durch das Gebäude keine Abriegelung 
des Gärtner-Platzes von der Isar entsteht, sondern im Gegen- 
satz zu dem bisherigen Zustand eine größere Öffnung zu den 
Isaranlagen erreicht wird. Um den urbanen Charakter des Vier- 
tels zu erhalten, sollen im Erdgeschoß des Gebäudes Fußgän- 
gerpassagen, ein Restaurant, eine Cafeteria, Läden und ein 
Kindergarten eingerichtet werden. Gemessen an dem Zustand 
vor Abriß des Gefängnisses und der Autoreparaturwerkstatt 
und gemessen an dem gegenwärtigen Zustand wird die Errich- 
tung dieses modernen, der Umgebung angepaßten Gebäudes 
mit seiner besonderen architektonischen Note städtebaulich 
einen erheblichen Gewinn bedeuten. Die Bundesregierung 
würde es bedauern, wenn durch unrichtige Unterrichtung, durch 
unberechtigte Befürchtungen und durch subjektive Darstellun- 
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gen eine Atmosphäre geschaffen worden sein sollte, die der 
Bevölkerung von München eine zutreffende Beurteilung der 
Tatsachen erschweren würde. Wenn die Erörterung dieses Vor- 
habens in letzter Zeit Formen angenommen haben sollte, die 
„geradezu den sozialen Frieden in München gefährden wür- 
den"', so hat jedenfalls die Bundesregierung dazu keine Ver- 
anlassung gegeben. 


6. Wurden für den Sitz des Europäischen Patentamtes auch andere 
Standorte innerhalb der Bundesrepublik Deutschland in Er- 
wägung gezogen? 

Die Bundesregierung war sich zusammen mit den Fachkreisen 
von Anfang an darüber im klaren, daß nur eine Bewerbung für 
den Standort unmittelbar neben dem Deutschen Patentamt 
erfolgversprechend sein kann. Aus diesem Grunde sind alle 
weiteren anfänglich erwogenen Standorte als aus sachlichen 
Gründen nicht in Betracht kommend schon in der ersten Phase 
der Vorbereitung der deutschen Bewerbung ausgeschieden 
worden. 


Gerhard Jahn 
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